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Versicherungen

Das über 100-jährige Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG) wird nicht revidiert. 
Nicht nur der Nationalrat, nun hat auch 
der Ständerat das Gesetz in der Frühjahrs-
session 2013 bachab geschickt. Die vorge-
schlagenen Bestimmungen für einen bes-
seren Schutz der Versicherten gehen auch 
den meisten Parlamentariern in der klei-
nen Kammer zu weit. Die bürgerliche 
Mehrheit im Ständerat schickte das Gesetz 
mit 25 zu 14 Stimmen bei 4 Enthaltungen 
an die Regierung zurück. 
Die Rückweisung ist mit dem Auftrag ver-
bunden, lediglich einen Teil der Reform wei-
ter zu verfolgen. Im Grundsatz bejahen aber 
auch die Gegner, dass das Gesetz aus dem 
Jahr 1908 einer Überholung bedarf. Aller-
dings hat der Bundesrat aus ihrer Sicht die 

Revision überladen und verursacht damit (zu) 
hohe Kosten für die Versicherungen. Die 
zahlreichen Zusatzbestimmungen bedeute-
ten zu grosse Eingriffe in die Vertragsfreiheit.
Ein Dorn im Auge ist den Gegnern der Re-
form beispielsweise das 14-tägige Wider-
rufsrecht, das der Bundesrat den Versi-
cherten einräumen will. Die Regierung 
solle ein «angemessenes Widerrufsrecht» 
vorlegen, heisst es im ständerätlichen Auf-
trag. Auch ein «angemessenes» ordentli-
ches Kündigungsrecht soll enthalten sein.

«Der Konsumentenschutz nimmt in ei-
nem überregulatorischen Ausmass Über-
hand», sagte Alex Kuprecht (SVP/SZ). Be-
reits die Teilrevision von 2006 habe 
Konsumenten-Anliegen aufgenommen; 
diese seien nun nicht mal im Entwurf des 

Teilrevision des Versicherungsgesetzes

Die Totalrevision des Versicherungs-
vertragsgesetzes (VVG) ist an den 
Bundesrat zurückgewiesen. Die Über-
arbeitung liegt nun wieder beim 
Rechtsdienst des Eidgenössischen 
Finanzdepartementes (EFD). Gemäss 
Antrag der Mehrheit sollen nur not-
wendige Änderungen auf Grundlage 
des geltenden Rechts im Rahmen 
einer (weiteren) Teilrevision des VVG 
vorgenommen werden. Die Teilrevisi-
on soll Folgendes berücksichtigen: 

1. Das geltende VVG ist beizubehal-
ten und nur punktuell zu optimieren. 
Dabei sind insbesondere bewährte 
Bestimmungen und solche, die be-
reits im Rahmen der Teilrevision 
2006/07 geändert wurden, unverän-
dert beizubehalten. 

2. Änderungen des geltenden VVG 
nur soweit nötig (auch angesichts 
der Kostenfolgen), wie zum Beispiel: 

•	 Angemessenes Widerrufs-
recht (vgl. Art. 7 der Vorlage)

•	 Gesetzliche Regelung der 
vorläufigen Deckung (vgl. 
Art. 23 der Vorlage)

•	 Zulassung der Rückwärtsversi-
cherung (vgl. Art. 24 der Vorlage)

•	 Beseitigung der konsumenten-
feindlichen Genehmigungs-
fiktion (Art. 12 VVG)

•	 Angemessene Verlängerung 
der Verjährungsfristen

 

•	 Ordentliches Kündigungs-
recht (vgl. Art. 52 der Vorla-
ge; Verhinderung von «Kne-
belverträgen»). Dabei sind 
unnötige Eingriffe in die Ver-
tragsfreiheit zu vermeiden.

 
3. Angemessene Eingrenzung des 
Schutzbereichs (vgl. Grossrisiken  
gemäss Vorlage als Schritt in diese 
Richtung). 

4. Es sind generell anerkannte, nicht 
auslegungsbedürftige Begriffe zu ver-
wenden (VVG als Ergänzungserlass 
zum OR; Einheit der Rechtsordnung)  

5. Dem elektronischen Geschäftsver-
kehr ist Rechnung zu tragen. Bei der 
Erarbeitung der Teilrevision sollen die 
Gesetzesadressaten (Versicherungs-
nehmer und Versicherungsgesell-
schaften bzw. ihre Interessenvertreter) 
angemessen einbezogen werden. 

Minder-Initiative: 
Wie weiter?

Seit Annahme der Minder-Initiative besteht 
für Pensionskassen eine gewisse Unsicher-
heit, inwiefern sie ihre Aktionärsstimm-
rechte wahrnehmen müssen. Nun hat der 
Bundesrat den Fahrplan für eine Über-
gangsverordnung präsentiert. Am 3. März 
2013 hat der Souverän der eidgenössi-
schen Volksinitiative «gegen die Abzocke-
rei» (Minder-Initiative) zugestimmt. Die 
Initiative ergänzt die Bundesverfassung um 
zwei Bestimmungen, welche Schweizer 
PKs direkt betreffen: Zum einen müssen sie 
neu die Stimmrechte von kotierten Schwei-
zer AGs im Interesse ihrer Versicherten 
wahrnehmen. Zum andern wird die Offen-
legung des Stimmverhaltens verlangt. 

Verschiedene Fragen bleiben unbeant-
wortet: Gilt der Stimmzwang künftig auch 
für Schweizer Aktien, die in Form von Kol-
lektivanlagen (Anlagefonds, Anlagestiftun-
gen) gehalten werden? Wie kann die Vor-
sorgeeinrichtung das in der Initiative 
postulierte «Interesse der Versicherten» 
eruieren? 

Nun hat der Bundesrat am 27. März 2013 
bekanntgegeben, dass die Unsicherheit 
schon bald ein – zumindest temporäres - 
Ende haben wird. Bis am 31. Mai 2013 will 
er den Entwurf einer Übergangsverordnung 
präsentieren. Nach einer Vernehmlassung 
im Sommer 2013 wird die Verordnung vor-
aussichtlich auf den 1. Januar 2014 in Kraft 
treten. Sie wird solange gelten, bis das Par-
lament die Minder-Initiative auf Gesetzes-
stufe (z.B. OR, BVG, KAG) umgesetzt hat. 
Viele Akteure in der 2. Säule haben die Hoff-
nung, dass die Übergangsverordnung die 
noch offenen Fragen beantworten wird.

Für PKs bedeutet dies folgendes: Da die 
Übergangsverordnung bereits in rund einem 
halben Jahr bekannt sein wird, dürfte es sich 
für viele Kassen lohnen, bis dahin abzuwar-
ten und die neuen Anforderungen an die 
Stimmrechtsausübung erst anschliessend 
umzusetzen. Spätestens wenn die Über-
gangsverordnung in Kraft ist, sollten folgen-
de Diskussionen angestossen werden: Wie 
sollen die Stimmrechte künftig wahrgenom-
men werden (Einsetzung Stimmrechtsaus-
schuss, Stimmrechtsberater, etc.)? Wer soll 
die Stimmrechte administrativ ausüben? Wie 
wird das Stimmverhalten publiziert? Der be-
schlossene Prozess kann dann im Anlagere-
glement festgeschrieben werden. Vorerst ist 
aber keine unnötige Eile angesagt – der Ball 
liegt beim Bundesrat.  
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Anlage Aktuell

Daniel Roth (Bild), Leiter Rechtsdienst EFD, wird 
die parlamentarischen Anträge bei der neuerli-
chen Revision einfliessen lassen müssen.


